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„Der Energiebericht – Nachhaltige Energiepolitik
für eine zukunftsfähige Energieversorgung“
Was ist von diesem Bericht unserer rot-grünen Regierung zu halten?

Von Lutz Niemann

Das Schlagwort von der „Nachhaltigen Energiepolitik“ macht seit der Konferenz von Rio die Runde, was bedeutet das? 

∑
Die Nutzung von Ressourcen darf auf Dauer nicht größer sein als ihre Regenerationsrate, damit sie auch von zukünftige Generationen genutzt werden kann.

∑
Der Stoffeinträge in die Umwelt dürfen auf Dauer die Aufnahmekapazität bzw. Assimilationsfähigkeit der natürlichen Umwelt nicht überschreiten.

Der Sinn einer nachhaltigen Wirtschaftsweise wird am Beispiel der Forstwirtschaft offensichtlich: In jedem Jahr darf nur so viel Holz geschlagen werden, wie in gleicher Zeit auch wieder nachwächst. Nur so ist garantiert, dass in der nächsten Generation die Nutzung des Waldes möglich ist.

Die Anwendung der Prinzipien der Nachhaltigkeit auf die Energieversorgung bedeutet, dass unsere Gesellschaft seinen Wohlstand aus der Nutzung regenerativer Energiequellen zu ziehen hätte; oder dass der Verbrauch der nicht-erneuerbaren Quellen dazu zu verwenden ist, in gleichem Maße erneuerbare Quellen zu schaffen. Dabei darf die natürliche Umwelt gemäß der 2-ten Forderung nicht durch Freisetzung von Reststoffen beeinträchtigt werden.

Wird diese Forderung in der Energieversorgung erfüllt? Zur Beantwortung gehören einige Zahlen und eine gute Portion Ehrlichkeit. Die Menschheit benutzt heute zu 76% fossile Energien. Diese sind endlich und in einigen Jahrzehnten (Öl und Gas) oder einigen Jahrhunderten (Kohle) aufgebraucht, daher kann hier von Nachhaltigkeit keine Rede sein. Die erneuerbaren Energien sind nachhaltig, machen weltweit gesehen aber nur einen geringen Anteil von 6% aus. In den armen Ländern wird vor allen Dingen Holz benutzt, der Anteil liegt bei 10%. Die Kernenergie trägt zu 6% bei, und sie hat mit rund 5000 Jahren (mit Brütertechnologie auf Basis von Uran) die größte Reichweite. Und die Kernenergie auf der Basis von Thorium, das im Hochtemperaturreaktor eingesetzt wird, verspricht eine noch längere Lebensdauer, da Thorium in 3-fach höherer Häufigkeit in der Erdrinde vorhanden ist als Uran. Damit kommt die Kernenergie dem Prinzip der Nachhaltigkeit noch am nächsten, bietet sie doch mit ihrer langen Verfügbarkeit von einigen 1000 Jahren genug Zeit für die Menschheit, die großen Probleme Frieden und Überbevölkerung bei gleichmäßiger Verteilung des Wohlstandes zu lösen.

Und was ist mit der 2-ten Forderung der Erhaltung der natürlichen Umwelt? Die Abfälle der fossilen Brennstoffe werden in der Lufthülle der Erde endgelagert, mit der Folge einer schon um 25% angestiegenen Kohlendioxidkonzentration seit Beginn der Industrialisierung. Das CO2 hat einen Einfluss im Energiegleichgewicht der Erde und damit auf das Klima, dieser Einfluss muß sich um 25% erhöht haben mit weitreichenden Folgen, das kann nicht nachhaltig sein.

Die Abfälle der Kernenergie sind wegen der um eine Million größeren Energiedichte im Vergleich zu fossilen Energien auch um ein Millionstel geringer. Sie liegen in fester Form vor, sie können von der Umwelt separiert gehalten werden und sie können sicher in tiefen Erdschichten für immer von der Umwelt fern gehalten werden, das bedeutet Nachhaltigkeit.

Laut Überschrift macht die Bundesregierung eine nachhaltige Energiepolitik. Aber Vorsicht, nicht überall, wo Nachhaltigkeit drauf steht, ist auch Nachhaltigkeit drinnen. Wie immer ist mehr als nur die Überschrift zur Kenntnis zu nehmen, ist kritisches lesen erforderlich, um nicht dem Klang der schönen Worte zu erliegen und in die Irre geführt zu werden.

Der Energiebericht der Regierung benutzt als Basis 2 Zukunftsszenarien, die sich auf den Zeitraum bis 2020 beziehen:

Szenarium 1) Die wahrscheinlichste Entwicklung bei weiter liberalisierten Energiemärkten und Fortführung der ökologischen Steuerreform über 2003 hinaus.

Szenarium 2) Die energiepolitische und gesamtwirtschaftliche Entwicklung unter dem Ziel eines weitreichenden Klimaschutzes mit 40%-igen CO2-Reduktion.

In beiden Szenarien wird von einem Ausstieg aus der Kernenergienutzung ausgegangen, wie er am 14.6.00 vereinbart worden ist und als Konsensvereinbarung von der Regierung verkauft wird.

Dabei werden im Bericht Vorraussetzungen gemacht, die falsch sind:

∑
Es wird gesprochen von „beachtlichen Überkapazitäten“ in der Stromerzeugung (S. 97), diese sind aber nicht vorhanden. Das wird bewiesen durch 2 kürzlich aufgetretene Engpass-Situationen, die beinahe zum Netzzusammenbruch in Deutschland führten: 

1)
Am 17./18.12.01 war der Strom so knapp, dass im Stromhandel innerhalb des Verbundnetzes 2,-DM/kwh gezahlt werden musste, bei Normalpreisen von 4Pf/kwh (nachts) bis 12Pf/kwh (mittags) an der Leipziger Strombörse. Entsinnen wir uns: Diese beiden Tage waren mit     –20°C die kältesten Tage des letzten Winters mit Lufthochdruck über Deutschland, so dass die viel gerühmte Ersatzstromquelle Wind keinen Beitrag lieferte. Es waren normale Werktage und zudem Vorweihnachtstage mit Backaktivitäten (die sehr viel Strom benötigen) in manchen Küchen. 

2)
Am 17.6.02 machte die große Hitze um 30°C ganz überraschend den Stromkonzernen zu schaffen, Deutschland entging nur knapp einem großflächigen Blackout, wie RWE Net in Dortmund berichtete. Im Sommer sind viele Kraftwerke in Revision, die Heizkraftwerke sind in der Regel abgeschalten, weil keine Heizung benötigt wird (z.B. Heizkraftwerk München-Nord mit 237 MWel). 

Die Wirklichkeit zeigt, dass Deutschland von „kalifornischen Verhältnissen“ gar nicht so weit entfernt ist; auch bei uns können überraschende Stromausfälle zum Chaos führen.

∑
Es wird angenommen, dass Erdöl und Erdgas weiterhin preisgünstig und in ausreichender Menge zur Verfügung steht (S. 39). Diese Annahme ist gewagt, wissen wir doch um die begrenzte Reichweite dieser Ressourcen. Wenn die Kernenergie als quasi heimische Energiequelle durch importiertes Öl und Gas ersetzt wird wie von den Kernkraftgegnern angestrebt, dann muß das erheblichen Einfluss auf die Preise haben.

∑
Es wird verwiesen darauf, dass in der Vergangenheit in Deutschland eine Steigerung des Bruttoinlandproduktes bei sinkendem Primärenergieverbrauch zu verzeichnen war, was oft als Entkopplung des BIP’s vom PEV bezeichnet wird. Es wird suggeriert, dass dieser Trend sich verstärkt fortsetzen könnte. Dabei wird übersehen, dass das Absinken des PEV’s nicht auf Sparmaßnahmen, sondern vor allen Dingen auf das Abwandern von energieintensiven Industrien (z.B. Bergbau, NE-Metallherstellung) ins benachbarte Ausland zurück zu führen ist (s. Klaus Heinloth, „Die Energiefrage“).

∑
Schon bei der Zusendung des Energieberichtes ist auf dem Briefumschlag der Aufdruck des BMWi zu lesen: „Energiesparen – unsere beste Energiequelle“. Dieser törichte Spruch wurde schon von Gerhard Schröder benutzt, als er noch Ministerpräsident in Niedersachsen war. Seitdem sind 8 Jahre vergangen, von den Erfolgen dieser Energiequelle war bislang nichts zu hören.

Szenario 1:
Es bleibt bei der seit 1990 durch den Zusammenbruch der Wirtschaft in den neuen Bundesländern erfolgten CO2-Reduktion von 16%. Da die Kernenergie als CO2-freie Energie mit einem Anteil von 30% an unserer Stromerzeugung zum großen Teil fortfällt, sucht der Leser interessiert nach der Ersatzstromquelle, zumal beim Stromverbrauch ein weiterer Anstieg prognostiziert wird. Der Anteil des deutschen Stromimportes soll nicht größer als 2% werden, das entspricht der Strommenge eines großen Kernkraftwerkes und ist als Ersatz der bis 2020 fortfallenden Kernkraftwerkskapazität längst nicht ausreichend. Der Anteil der Erneuerbaren Energien soll auf das Doppelte von 2000 steigen, das kann bei der derzeitigen Subventionierung erreicht werden, macht aber andere Probleme: Der Windkraft soll eine tragende Rolle zukommen. Es wird zugegeben, das mit der Kernenergie die Grundlastversorgung wegfällt, es wird aber nicht gesagt, wie die nur sehr lückenhaft zur Verfügung stehende Windkraft dafür Ersatz sein kann. (Um zum Beilspiel den Münchner Kernenergieanteil in der Stromversorgung von 65% übers Jahr durch Windkraft zu ersetzen, sind rund 10 000 Windkraftanlagen im Stadtgebiet erforderlich; bisher gibt es eines davon am nördlichen Stadtrand. Und zur Speicherung des Stromes für die Zeiten der Flaute zum Beispiel mittels Autobatterien müsste das ganze Stadtgebiet von rund 400km2 dicht bei dicht mit Batterien voll gestellt sein – so viele Batterien gibt es auf der ganzen Welt nicht!) Auch die große Bedeutung der Kernenergie wird unterschlagen, denn die durch Kernkraft ersparte Menge von 170 Mio t CO2 wird nicht benannt, dafür aber juristisch unangreifbar von >100 Mio t gesprochen. An anderer Stelle wird angedeutet, dass in Zukunft deutsche Stromversorger im ganzen EU-Raum produzieren könnten. In der großen Anfrage der CDU/CSU zum Energiebericht wird nach dem Ersatz des Kernkraftstromes gefragt, die Antwort von der Regierung aber nicht gegeben sondern auf die Zukunft nach dem Abschalten verwiesen, es heißt sinngemäß: „Da müssen wir warten, das werden wir erst dann feststellen können, wenn die KKW’s abgeschalten sind!“ Kurzum: Die Gretchenfrage zur Herkunft unseres Stromes nach Abschaltung der KKW’s, unserer Grundlastkraftwerke, wird im Energiebericht nicht beantwortet. Es war wohl auch nicht zu erwarten, handelt es sich bei dem Ausstiegsbeschluss eher um eine ideologisch Handlung, die nicht dem Wohle des deutschen Volkes dient, sondern der Befriedigung einer linken Randgruppe in der SPD dient. Auch die SPD weiß, dass die Kernenergie nicht durch andere CO2-freie Energien ersetzt werden kann, weil es keine anderen gibt; das sagt sie aber nicht. Aber sie sagt, dass durch den Ausstieg kein Strompreisanstieg zu erwarten ist – ob der Bürger und Wähler das auch glaubt?

Szenario 2:
Es wird das anspruchsvolle Ziel einer 40%-igen CO2-Reduktion als Ziel genommen, das ist eine Reduktion in einer Höhe, wie es Klimaforscher als notwendig erachten, um die Erde vor dem schlimmsten zu bewahren. Die dazu erforderlichen Maßnahmen werden angegeben: Benzinpreis auf 4,70DM/l anheben und Rückgang beim Straßenverkehr um 18%, Industrie minus 50%, Stromerzeugung minus 43%, Wärmemarkt minus 44%, Gesamtzusatzkosten 250 Mrd _. Und dieses wird dem Leser zugemutet unter der Überschrift „Die Deckung des Strombedarfs wird durch wegfallende Kernenergiekapazitäten nicht gefährdet“. Es bleibt ein Geheimnis des BMWi, wie diese Angaben zueinander passen sollen. Es wird nicht gesagt, dass die Aussage „Industrie minus 50%“ auch 50% weniger Industrieproduktion und damit mindestens 50%-ige Arbeitslosigkeit bedeutet, für ein Industrieland wie Deutschland die totale Katastrophe.

Der stellvertretende Vorsitzende der SPD-Fraktion Michael Müller bezeichnete den Energiebericht als „Chaosbericht“, und damit hat er recht. Der Bericht ist ein Durcheinander von vielen Einzelaussagen, diese sind häufig zueinander widersprüchlich. Er beantwortet nicht die Fragen des Bürgers nach zukünftigen Stromversorgung, nach dem Weg zur CO2-Einsparung, nach den Folgen der zunehmenden Importabhängigkeit auf dem Energiesektor. Wenn die Kernenergie als Grundlastversorgung fortfällt, dann sind das 80% von Hamburgs oder 65% von Münchens Stromversorgung, da sollten die berechtigten Fragen der Bürger beantwortet werden.

Es ist der große Fehler des Energieberichtes, dass ein Szenario 3 mit der Möglichkeit des Festhaltens an der CO2-freien Kernenergie überhaupt nicht in Betracht gezogen wird. Ein Ersatz der Kernenergie durch Wind- oder Sonnenenergie ist nun einmal nicht möglich, da wird dem Bürger Sand in die Augen gestreut. Die Benutzung der Energiequelle des Mittelalters würde bedeuten, auch die Zahl der davon lebenden Menschen und ihres Lebenskomforts auf das Niveau des Mittelalters zurück zu bringen, das will niemand, das ist auch nicht möglich. Dabei gibt es auch in der SPD Menschen, die diesen einfachen Zusammenhang zwischen Wohlstand und Energieverbrauch durchblicken (siehe Rolf Linkohr und Hubertus Schmoldt in „Streit ums Atom“). Der Ausstiegsbeschluss der SPD muß rückgängig gemacht werden, dazu ist nur eine Regierung unter Führung der Union imstande. 
Klimaschutz ist nur mit der Kernenergie möglich, das zeigt der Vergleich zwischen Deutschland und Frankreich: Die auf den Bürger bezogenen CO2-Emission beträgt in Deutschland 10,8kg CO2 pro Bürger und Jahr und Frankreich 6,2kg CO2 pro Bürger und Jahr. Frankreich ist wegen seines hohen Kernenergieanteiles in der Stromerzeugung nicht zur CO2-Reduktion gemäß des Kioto-Abkommens verpflichtet. Und würde man die CO2-Emissionen in Deutschland nicht über das ganze Land mitteln, sondern für jedes einzelne Bundesland angeben, dann wären z. B. in Bayern, Baden-Württemberg und Hamburg mit hohen Kernenergieanteil die CO2-Emissionen pro Bürger so niedrig, dass hier eine weitere Reduktion nicht mehr notwendig wäre. Nur die Bundesländer mit keinem oder wenig Kernenergie wären zu Reduktionen verpflichtet.

Zur Notwendigkeit des Klimaschutzes müssen aus aktuellem Anlass deutliche Worte gesagt werden. Der Energiebericht beweist, dass das Klimaproblem von der Regierung verstanden worden ist. Bei der Kernenergie wird von unkalkulierbaren Risiken gesprochen, das ist alles. Bei sinnvoller Abwägung sind aber die Risiken der Kernenergie und die Risiken der Alternativen miteinander zu vergleichen. Die Kernenergie bedeutet ein Risiko wie in Tschernobyl: wenn ein Graphitmoderierter Reaktor benutzt wird, wenn kein Sicherheitsbehälter vorhanden ist, wenn damit in unverantwortlicher Weise Experimente gemacht werden, wenn die automatischen Sicherheitseinrichtungen absichtlich ausgeschalten werden. Alles das trifft auf Deutschland nicht zu, die Benutzung der Kernenergie als CO2-freie Energie hat bei uns nur ein hypothetisches Risiko. Ganz anders ist es mit den fossilen Brennstoffen, die CO2 produzieren. Das Klima ändert sich schon längst, das zeigt sich an der Zunahme der Anzahl und der Intensität der Extremereignisse. Schon vor der Katastrophe an Elbe und Donau gab es im Sommer 2002 immer wieder Starkregenfälle mit Überschwemmungen und Hagelschlag in vielen Gegenden Deutschlands, auch in Österreich, in Russland. Die Ereignisse an Elbe und Donau stellten dann alles andere in den Schatten, auch die Oderflut 1997 mit 5,9Mrd$ Schaden (Münchner Rück) und die Unwetter in Oberitalien und der Schweiz 2000 mit 8,5Mrd$ Schaden (Münchner Rück). Die Klimaänderung hat ganz reale Risiken zur Folge, dieses Jahr hat es auch Deutschland betroffen. Andere zeitgleiche Zeitungsmeldungen über Katastrophen mit rund 2000 Toten und vielen Millionen betroffener Menschen in Südostasien und China zeigen das Risiko auf der ganzen Welt. Die Kernenergie hat bisher in rund 50 Jahren eine einzige große Katastrophe verursacht, das war Tschernobyl, Verantwortungslosigkeit, Inkompetenz, ein stures System von Befehl und Gehorsam waren im Spiel. Tschernobyl war vermeidbar; die Schlussfolgerung aus dem Unfall sollte nicht der Ausstieg sein, sondern das konsequente Bemühen, diese gewaltige Energiequelle zum Nutzen der Menschen in sicherer Weise zu benutzen, die Technik macht es möglich. Die Klimaänderung verursacht jedes Jahr eine Vielzahl von großen Katastrophen auf dem Erdball. Diese Katastrophen sind nicht durch Technik vermeidbar, sie sind dem Einfluß des Menschen entzogen, nur die Folgen können durch Katastrophen-Hilfe gemildert werden. Und die Intensität der Katastrophen wird sich weiter verstärken, der zeitliche Abstand zwischen den Jahrhundert-Katastrophen wird immer kürzer werden, denn die Menschheit wird weiter CO2 freisetzen. Die diesjährige Flutkatastrophe in Deutschland und das Oderhochwasser von 1997, - betroffen waren damals insbesondere Tschechien und Polen - , waren Folge von identischen Wetterlagen, die Zugbahn des Tiefdruckgebietes trägt den Namen Vb (fünf b) bei den Meteorologen; nur verlief die Zugbahn 2002 etwas weiter westlich, so dass deutsche Gebiete betroffen wurden. Im Katastrophenbericht der Münchner Rück von 1997 wurde eine Wiederkehrperiode von >1000 Jahren für ein derartiges Vb-Extremereignis genannt, nun haben wir das nächste Ereignis aber schon nach 5 Jahren erlebt!!!!!!!!! Wann kommt die nächste Jahrhundertflut???????? Nur die Kernenergie kann den Gang zu mehr Katastrophen von immer schlimmeren Ausmaßen abmildern. Diese simple Schlussfolgerung hört man nicht in den elektronischen Medien mit ihren Millionen Zuschauern. An dieser Stelle wird es gesagt, weil es die Wahrheit ist.

Als Quellenmaterial wurde neben dem Bericht auch die Antwort der Bundesregierung auf die dazu gestellte große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion benutzt.

